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Guten Tag, Herr Lüttmann,





vielen Dank für Ihr Schreiben vom 9. September 2002 und die Beantwortung meiner Fragen. Es ist ja für verantwortungsvolle Menschen, hier konkret Hundehalter, seit Juli 2000 nicht nur sehr schwer, überhaupt das Leben eines oder seines Hundes zu retten, sondern es ist auch sehr schwer, sich gegen die Willkür, der man in Folge dieser Verordnungen ausgesetzt ist, zu wehren und auf klar gestellte Fragen auch eindeutige Antworten zu erhalten. Es ist schon sehr schlimm, was fast bundesweit unter dem Vorwand angeblicher Sicherheit praktiziert wird.





Sie teilen mir konkret mit: „Ja, die Wesensprüfung ist alle zwei Jahre zu wiederholen.“ Das heißt, alle zwei Jahre müssen die willkürlich diskriminierten Hunde aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit sich einem kostenpflichtigem Wesenstest unterziehen, gleichgültig, ob es zwischenzeitlich Vorfälle gab oder nicht.





Ich habe mich zwischenzeitlich natürlich auch noch nach Informationen umgesehen und zitiere wie folgt:





„Eine Wiederholung der Wesensprüfung ist zwar grundsätzlich nicht vorgesehen. Sie kann jedoch in begründeten Einzelfällen erforderlich oder zweckmäßig sein und von der Ordnungsbehörde zugelassen werden.“





Hessisches Ministerium des Innern und für Sport, „Gefahrenabwehrverordnung über das Halten und Führen von Hunden (Hunde VO) vom 10. Mai 2002, in Kraft getreten am 18. Mai 2002, gez. Dr. Scheu, herausgegeben am 3. Juli 2002





Dies steht nicht nur meiner Meinung nach im vollkommenen Widerspruch zu Ihrer Mitteilung, hier ist von „begründeten Einzelfällen“ die Rede. - Was also gilt nun wirklich? Was konkret ist ein begründeter Einzelfall?





Ebenfalls Zitat Dr. Scheu: „§ 9 Abs. 1 Satz 2 enthält nunmehr die Klarstellung, dass ein Hund mit positiver Wesens-prüfung nicht mehr angeleint werden muss.“ (Außer in allgemein zugänglichen Bereichen usw.)





Weiteres Zitat: „§ 9 Leinen - und Maulkorbzwang


(1) Außerhalb des eingefriedeten Besitztums oder der Wohnung der Halterin oder des Halters sind gefährliche Hunde an der Leine zu führen. Hiervon ausgenommen sind Hunde mit positiver Wesensprüfung.“ - Gefahrenabwehrverordnung über das Halten und Führen von Hunden vom 10. Mai 2002





Im Gegensatz dazu:
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§ 18 Ordnungswidrigkeiten


(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 77 Abs. 1 des Hessischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig


12. entgegen § 9 Abs. 1 einen gefährlichen Hund ohne Leine führt, ... - Was gilt denn nun konkret? Denn weiter: „(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 77 Abs. 2 des Hessischen Gesetzes... mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro geahndet werden.“ Das sind locker 10.000 DM nebenbei, möglicherweise weil die Vorgaben widersprüchlich sind.





Ich frage, weil ja laut Auskunft des Ordnungsamtes mein positiv wesensgetesteter rassendiskiminierter Hund nach wie vor als gefährlicher Hund gilt, zumindest wird er so in der Genehmigung bezeichnet, aufgrund seiner Mischlingsrassenzugehörigkeit.





Wonach muss ich mich nun konkret richten? Darf mein positiv wesensgetesteter Hund z.B. auf Wiesen und Wegen - also nicht Wegen/Plätzen mit Menschenansammlungen - ohne Leine gehen oder darf mein Hund niemals ohne Leine ausgeführt werden, weil er trotz bestandenem Wesenstest nach wie vor ein angeblich gefährlicher Hund sein soll (lt. Genehmigung des OA





Weiteres Zitat des Herrn Dr. Scheu: “Die nach der Hundeverordnung vom 15. August 2000 erteilten, noch gültigen Erlaubnisse genießen Bestandsschutz.“ S. 4





Zitat aus der mir erteilten Genehmigung:





„Erlaubnis für die Haltung eines gefährlichen Hundes gemäß den §§ 13 und 14 der Gefahrenabwehrverordnung über das Halten und Führen von gefährlichen Hunden vom 15.08.2000“, erteilt am 14.11.2001, Widerspruch aufgrund Fehlerhaftigkeit im Dezember 2001. Trotzdem lehnt die Gemeinde eine Nachbesserung ab, begründet im August 2002, im Hinblick auf die erst seit Mai 2002 gültige HVO.





Wo bleibt denn der Bestandsschutz für meine Genehmigung, erteilt nach der HVO vom 15.8.2000?





Was auch für Laien vollkommen unverständlich ist, wieso muss für positiv wesensgetestete und unauffällig gebliebene Hunde alle zwei Jahre eine schon sehr kostenintensive Haltergenehmigung beantragt werden? Man begründet dies mit dem verbleibenden Restrisiko. Ein Restrisiko, andere zu verletzten gibt es aber bei allen Hunden und noch sehr viel mehr bei allen Menschen, von denen ja schließlich Gewalt und Vernichtung ausgeht - im Gegensatz zu den Hunden.





Parallel dazu aber, wird die Haltererlaubnis „für die übrigen gefährlichen Hunde (§ 2 Abs. 2) auf bis zu vier Jahre erweitert.“ Und hier handelt es sich ja um wirklich gefährlich gemachte Hunde, deren Missbrauch durch Menschen mit Ausbildung und Abrichtung umschrieben wird. Von diesen missbrauchten Hunden geht ja nun eine tatsächliche Gefahr aus. Aktuelle Beispiele: Hessischer Polizeihund beißt Mann und war bereits mehrfach auffällig, Gerichtsprozess gegen das Land Hessen oder ausgebildeter „Schutzhund“ verletzt 72-Jährige schwer - NRW. 





Offensichtlich spielt der Schutz der Bevölkerung bei den vorsätzlich und offiziell missbrauchten und auf Aggression und Beißen abgerichteten Hunden weniger eine Rolle als bei tatsächlich ungefährlichen Hunden, denen man pauschal Gefährlichkeit unterstellt, auch wenn sie nachweisbar keine Gefahr darstellen.





Unwiderlegliche Vermutung ist ohnehin ein Widerspruch in sich, denn eine Vermutung kann widerlegt werden oder sich bestätigen, solange das eine oder das andere nicht zutrifft, bleibt es eine Vermutung, ohne jeglichen Nachweis und ist keine Tatsache. Aber naja, das „Denken“ unserer Politiker!





Ich bitte Sie um konkrete Antwort zu diesen Fragen, denn für Laien sind diese Widersprüche schon kaum zu verstehen, gleiches gilt für die Genehmigungsbehörden, die ja nicht weniger widersprüchlich dies handhaben.





Ich möchte als verantwortungsvoller Hundehalter nur wegen Widersprüchen des Verordnungsgebers und der damit selbst überforderten Behörden nicht in die Situation kommen, Strafgelder bis zu 5.000,00 EUR mal so nebenbei zahlen zu müssen, nur weil es keine eindeutigen und verständliche Vorgaben gibt.





Ich hoffe, dass auch im zuständigen hessischen Ministerium deutlich wird, in welche Situationen man verantwortungsvolle Hundehalter bringt durch dieses seit Juli 2000 praktizierte und immer wiederkehrende Dilemma, das weder für Menschen noch für Tiere wirkliche Sicherheit bringen kann und in dem sich weder Hundehalter, noch Behörden noch die politischen Stellen selbst offenbar zurechtfinden. Für Ihre erneute Antwort im Voraus vielen Dank.





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen


Martina und Jürgen Gerlach	Wald-Michelbach, 15. September 2002
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Pet 1-14-06-2192-039677 (vorher 4-14-10-787-039677) - Petition vom 10.9.2001








Sehr geehrte Frau Lüth, sehr geehrter Herr Dierig, 





zu o.g. Petition erhalten Sie weitere ergänzende Unterlagen, die wieder nur beispielhaft sind, aber entweder die erschütternde Situation in diesem Land aufzeigen oder die nicht nachvollziehbar praktizierten Gegensätze. Denn Sicherheit für Menschen ist nicht gleichzusetzen mit „Sicherheit für Menschen“. Es sind eben viele gleicher als die Halter der willkürlich rassendiskriminierten Hunde.





Beispiel Angebot scharfgemachter Hunde - ebenfalls kein Einzelfall (In diesem Zusammenhang machen wir auch auf die vorsätzlich missbrauchten Hunde aufmerksam, für die in sog. Fachzeitschriften inseriert wird, Verkauf von auf Menschen abgerichteter Hunde und dem Ankauf junger Hunde mit ausgeprägter Härte, temperamentvoll und triebstark, Stockunempfindlichkeit usw., die ebenfalls scharf gemacht werden sollen. Diese abgegebenen scharfen Hunde unterliegen keinem Wesenstest! (Andere Institutionen mit Sitz in Deutschland werben für den Kauf von Hunden mit den Prädikaten „kampftriebstark, schußgleichgültig“.) - Sicher kann Herr Schily Stellung hierzu nehmen, denn ihm ist der BGS unterstellt, wo z.B.solche Hunde zum Hetzen auf Menschen und Beißen dieser vorsätzlich abgerichtet werden. Und was geschieht mit den Hunden, wenn sie nicht mehr scharf genug sind und ausrangiert werden?





Ebenfalls in diesem Zusammenhang - zweierlei Maß für tatsächlich gefährliche Hunde und pauschal gefährlich vermutete Hunde - erhalten Sie eine Veröffentlichung zu einem Beißvorfall mit einem hessischen Polizeihund. Wir machten bereits in der Vergangenheit auf die Handhabung bei Beißvorfällen durch Hunde, die zum Beißen abgerichtet wurden und in Behördenhand sind und dem Vorgehen gegen Hunde, denen man pauschal Gefährlichkeit aufgrund Rassezugehörigkeit unterstellt  - ohne und mit Beißvorfall - aufmerksam. 





Dazu auch eine Stellungnahme des Richters Stück mit sehr deutlichen Worten. Wir erinnern, Baxter wurde von den Behörden zwar als total menschenfreundlich eingestuft, trotzdem am gleichen Tag unmittelbar nach dem „Wesenstest“ wegen Bellens hingerichtet. Und Baxter steht für weit über 200 Hunde in Hessen.





Weiterhin: „Die Siegnerin Silke Groos hat Strafanzeige gegen Ministerin Höhn wegen fahrlässiger Körperverletzung durch Unterlassung gestellt und gleichzeitig Fachaufsichtsbeschwerde und Rechtsaufsichtsbeschwerde gegen Frau Höhn beim Ministerpräsidenten Clement eingereicht.
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Völlig richtig, eigentlich müsste man auch gegen Minister Bouffier Anzeige erstatten, z.B. wegen fahrlässiger Körperverletzung, unterlassener Informationspflicht, Verschleierung/Vertuschung sowie Unterlassung der Gefahrenbeseitigung, obwohl auch dieser Hund lediglich das Produkt vorsätzlichen Missbrauchs durch Menschen und somit hilfloses Opfer ist. Man muss auch bedenken, dass dieser Vorfall über ein Jahr lang verschwiegen/vertuscht wurde, während parallel dazu nach wie vor die Hunde, denen man pauschal Gefährlichkeit aufgrund Rassezugehörigkeit unterstellt, getötet werden, z.B. auch Debeli, Asia, die Erbacher Hündin und weitere.





Auch dies nur zwei Beispiele, die aber erneut die Willkür, die Schikannen, die Lügen gegenüber der Bevölkerung und noch extremer gegenüber den verantwortungsvollen Hundehaltern verdeutlichen.





Das Verhalten der Politiker und Behörden in Bezug auf Hunde ist eine Schande! 





Ein weiteres Zeugnis grober Verantwortungslosigkeit und Vertuschung der Politiker und Behörden in diesem Land: „Kristina stirbt ein 3tes mal“ - Sie erinnern sich: Wir informierten, dass im August 2001 in Lutzhorn/SH ein 11-jähriges Mädchen vom Schäferhund seines Vaters zerbissen wurde. Dieser tödliche Vorfall wurde regelrecht totgeschwiegen, fast alle Medien, alle Politiker, sogar der Kinderschutzbund fanden dieses tödliche Drama nicht einmal erwähnenswert. - Dies hätte völlig anders ausgesehen, wäre es nicht ein deutscher Schäferhund gewesen, sondern einer der ausländischen Hunde auf den Ausrottungslisten, weil man diesen pauschal Gefährlichkeit aufgrund Rassezugehörigkeit unterstellt.





Weiterhin erhalten Sie die Stellungnahme der Sprecherin der FDP, Frau Kopp, zum Gesetz zur Bekämpfung gefährlicher Hunde und zu den Rasselisten für ‘gefährliche’ Hunde“. Auch hier wird dieser seit Juli 2000 praktizierte Irrsinn erneut deutlich und bestätigt.





Ebenfalls deutlich wird dies durch den Brief von Peter Böttcher an den Präsidenten des Bundestages vom 3. August 2002.





Gleiches gilt für den Offenen Brief des Helmut Ehrhorn an alle Hundebesitzer, an die Landwirtschaftsminister und die Parteien vom 4. September 2002. Auch dieser spiegelt die Wirklichkeit deutlich wider.





Durch einen Brief von Herrrn Peter Böttcher an Herrn Müntefering erfuhren wir erst jetzt, dass auf einem alten Bundeswehrgelände bei Delmenhorst ca. 70 bis 100 „weggeschmissene Hunde“ - also rassendiskriminierte und in Folge des wahnwitzigen Vorgehens der deutschen Politiker gegen Hunde und Halter enteigneten oder ausgesetzte - oder abgegebenen Hunde abgeschirmt von der Öffentlichkeit dort inhaftiert sind. Was man mit diesen armen Geschöpfen vorhat, ist nicht bekannt.





Zum Abschluss „Beißende Dackel fallen häufiger auf als die Pit Bulls im Landkreis“





Wir bitten auch um Berücksichtigung dieser wichtigen und die schlimme Situation in diesem Land verdeutlichenden Informationen.





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen











